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Wer länger zuhause bleiben will, braucht flexible und vielfältige 
Betreuungsangebote! 

Um den neuen Herausforderungen (demographische Entwicklung, Multimorbidität, 
Dienstleistungsqualität, Finanzierung, ...) in der Vorsorge für pflege- und betreuungsbedürftige 
Personen (Menschen mit Behinderung und ältere Menschen) auch in Zukunft gerecht zu werden, 
müssen neben den klassischen bestehenden Angeboten, wie mobile Pflege- und 
Betreuungsdienste, Notruftelefon, Essen Zuhause oder ĂBetreutes Wohnenñ, auch klassische 
Wohnraumberatungen angeboten werden: mit dem Ziel altersgerechten Wohnraum zum Standard 
einer immer älter werdenden Gesellschaft zu machen. 

Die vorliegende Untersuchung zeigt eindrucksvoll, dass bestehende Wohnungen im Bedarfsfall mit 
vergleichsweise geringem und berechenbarem Aufwand für die weitere Nutzung von vor allem 
hochbetagten Menschen adaptiert werden können und das ist grundsätzlich gut so! 

 

Gezielter Ausbau des Betreuungsangebotes notwendig 

Wenn sich die Politik für eine sinnvolle Unterstützung der Sanierung von bestehendem Wohnraum 
entscheidet und das Ziel verfolgt, möglichst vielen Menschen den Verbleib in ihren eigenen vier 
Wänden zu ermöglich, dann muss sie auch mehr und neue Hilfeleistungen für diese Menschen zur 
Verfügung stellen.  
 
Neben den klassischen Leistungen der Hauskrankenpflege, Pflegehilfe und Heimhilfe, dem 
Notruftelefon oder Essen auf Rädern, benötigen diese Menschen zusätzliche neue Hilfen Zuhause. 
Mit der Sanierung von bestehenden Wohnräumen ist nur eines der wichtigen Themen für alte 
Menschen gut aufbereitet: Mobilität, Barrierefreiheit und Sicherheit. Längere Verweildauer 
Zuhause bedingt aber gleichzeitig zusätzliche Lösungen für die Themen Inkontinenz, Demenz, 
Wundversorgung, Dehydration (Flüssigkeitsverlust), um nur die größten Problemstellungen alter 
Menschen aufzuzeigen. 

Pflege und Betreuung muss in Zukunft auch in der Nacht angeboten, der Einsatz von 
Technologien (Bildschirmkommunikation, Sicherheitsmelder etc.) gefördert und vermehrt 
angeboten werden. Mobile Betreuungsleistungen müssen kurzfristig abgerufen werden können (zB 
Toilet Calls), Pflegeberatungsschecks müssen Menschen auf das Älter-Werden in ihren eigenen 
Wänden vorbereiten und begleiten. 

 

Die Sanierung von bestehendem Wohnraum kann helfen, dass Pflegeheimplätze in 
geringerer Anzahl zur Verfügung gestellt werden müssen. Sie bringt aber auch einen 
höheren Mitteleinsatz auf die Betreuungsleistungen "Zuhause" mit sich. 

 

 
 

Franz Ferner, Geschäftsführer Volkshilfe Steiermark 
Gerald Mussnig, Geschäftsführer Hilfswerk Steiermark 
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Arch. DI Dietmar Koch und BM Ing. Rudolf Leitner 
 GF der Leitner ï Unternehmens Gruppe 
(Studienautoren) 
 
 

Altengerecht und Barrierefrei: Wohnen daheim statt im Heim! 
 

Die Kosten für die Wohnversorgung der alten Menschen bringen schon jetzt die 
Finanzierungsmöglichkeiten der Sozialsysteme zum Kippen, dabei zeichnet sich die kommende 
Überalterung der Bevölkerung erst in Ansätzen ab.  

 

Herkömmliche teure Wohnversorgungssysteme wie Pflegeheime sind auf noch breiterer Basis 
nicht finanzierbar. Altengerechte Wohnungen liegen bei weitem nicht ausreichend vor. Vorbeugen 
ist angesagt oder, wie der Baumeister sagt: vorbauen. Der Anteil an altengerechtem Wohnraum ist 
massiv zu heben. Dabei sind die Möglichkeiten im Neubau beschränkt, vielmehr ist der Hebel in 
der Barrierefreimachung des Gebäudebestandes zu suchen, umso mehr, als gerade ältere 
Menschen unter teilweise unzureichenden Wohnbedingungen in alten Bestandsgebäuden wohnen.  

 

Als zweithäufigster Eintrittsgrund ins Pflegeheim werden von Betroffenen Wohnraummängel 
angeführt: fehlender Lift, mangelnde Barrierefreiheit, Probleme mit Heizung und Sanitären, 
Telefon; ... 

Hier kann und muss auf breiter Basis auch und gerade in der Sanierung der 
Bestandswohngebäude vorgebeugt werden, um ein möglichst langes und selbstständiges 
Verweilen im eigenen Wohnraum zu ermöglichen und einem frühzeitigen Wechsel in teure 
Versorgungssysteme entgegenzuwirken. Dem Aspekt der Bestandsbarrierefreimachung und der 
altengerechten Wohnraumanpassung wird verstärkt Rechnung getragen werden müssen. Mit 
gezielter Fortbildung können Planer und Ausführende auf diese Anforderungen hin ausgebildet 
werden. Mit förderungstechnischen Anreizen kann auch die selbstständige altersgerechte 
Anpassung von Wohnungen  durch deren Bewohner angeregt werden. 
Barrierefreimachungsmaßnahmen sind einmalig, nachhaltig und allen Menschen dienlich. Und sie 
ermöglichen was alle älteren Menschen wollen:  

 

Altengerecht Wohnen daheim statt im Heim! 
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Neue Herausforderungen an den Pflegebereich 
 
 
Durch den oben beschriebenen demografischen und epidemiologischen Wandel unserer 
Gesellschaft entsteht auch ein Veränderungsdruck auf unsere arbeitsteilige Wirtschaft.  
Die ursprüngliche Agrargesellschaft wurde zur Industriegesellschaft, diese nun langsam zur 
Dienstleistungsgesellschaft, innerhalb derer wiederum der Gesundheits- und Sozialbereich eine 
zentrale Rolle spielt.  
 
Die Versorgungsstrukturen, Ausbildungssysteme und Gesetze müssen sich diesen neuen 
Herausforderungen stellen, effizientere neue Systeme sind zu entwickeln. Dies geschieht in aller 
Regel nicht von allein, sondern bedarf eines konstruktiven Eingreifens und Gestaltens, sowohl im 
Versorgungssystem als auch im Bildungssystem. Der sich schon seit Jahren abzeichnende 
Pflegepersonalmangel (vor allem beim diplomierten Personal) wird sich in den nächsten Jahren 
weiter verschärfen, womit wir neue Lösungen für Strukturqualitätskriterien beim Pflegepersonal 
und bei Zusammensetzung der qualifizierten Pflege anstreben müssen.  
 
Das auf Österreich umzulegende Bildungssystem von ICN (International Council of Nursing), 
welches von der WHO als stufiges Pflegebildungsmodell entwickelt wurde, soll derzeit auf 
Österreich übertragen werden. Geht es mit den Ausbauten im stationären Bereich und den 
steigenden Bedarf an mobiler Betreuung so weiter wie bisher, wird die Pflege in Zukunft auf 
Kernkompetenzen (Pflegevisite) schrumpfen und es werden neue Berufsbilder entstehen, die rund 
um die bisherige Pflege die Versorgungen unterstützen müssen.  
 
Eines der namhaften Langzeitpflegezentren in Wien beschäftigt bereits 80% der Pflegekräfte, mit 
nicht Geburtsort Österreich und davon 50% von den Philippinen.  
Auch wenn man den mobilen Sektor stark ausweitet - wobei sich deutlich zeigt, dass in den letzten 
Lebensmonaten die mobile Betreuung einer stationären Betreuung in der Qualität und in den 
Kosten deutlich unterlegen ist ï so muss man auch den stationären Bereich um- und ausbauen, 
um diesen wachsenden und verändernden Herausforderungen einigermaßen zeitgemäß 
Rechnung tragen zu können. Die baulichen Adaptierungen von Altbauten sind dabei eine 
Konsequenz. 
 
Die Zunahme an gerontopsychiatrischen Versorgungsstufen und insbesondere der 
Demenzerkrankungen sind nur eine der sich deutlich abzeichnenden Herausforderungen. Neue 
Schul- und Fachhochschulkonzepte sollten sich diesen Themen widmen, um so in einer Zeit der 
verändernden Wirtschaft auch neue Arbeitsplätze schaffen zu können.  
Der Gesundheits- und Sozialbereich gehört zunehmend gemeinsam bedacht und strukturiert. Die 
seit einem Jahrhundert andauernde Segmentierung ist an der Grenze zwischen Extramural und 
Intramural, Pflege und dem Niedergelassenen Bereich angelangt und den neuen 
Herausforderungen nicht mehr gewachsen.  
In diesem Sinne bleibt für unsere Gesellschaft noch sehr viel zu tun, es zahlt sich gewiss aus sich 
dafür gemeinsam anzustrengen.  

 
 
Dr. Gerd Hartinger MPH 
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1. Einleitung ï Aufgabenstellung 

 

Die schon jetzt absehbare demografische Entwicklung stellt die zukünftig sehr stark 

ansteigende Altenwohnversorgung vor neue Herausforderungen! Gibt es derzeit ca. 

350.000 Personen über 80 Jahre in Österreich, so werden dies im Jahr 2050 über eine 

Million Menschen sein!  

Die Wunschvorstellung der älteren Menschen ist es, solange wie möglich in der vertrauten 

Wohnumgebung zu verbleiben - daheim ist daheim! Mangelnde Barrierefreiheit im 

Bestand erfordert oft einen vorzeitigen Wechsel in eine kostenintensive betreute 

Wohnform (Pflegeheim, ĂBetreutes Wohnenñ). Diese Wohnformen sind jedoch auf breiter 

Basis volkswirtschaftlich nicht leistbar, da der laufende Betreuungsaufwand enorme und 

stetig steigende Kosten (vor allem beim Pflegeheim) verursacht. Die derzeitige Praxis, 

Senioren mangels anderer Wohnalternativen in Pflegeheimen einzumieten, führt dazu, 

Ădass viele Senioren hier, bezogen auf ihre Hilfs- und Pflegebedürftigkeit, überversorgt 

werden. Dies ist nicht nur teuer, sondern fördert auch den Abbau von eigentlich noch 

vorhandenen Fähigkeiten bei alten Menschen und schränkt deren Selbstbestimmtheit 

unnºtig ein.ñ 1 

 

 

                                            
1
 Quelle: ĂNeues f¿rs Altwerdenñ ï Integration seniorengerechter Wohnangebote in den geförderten Wiener Wohnbau, 2008 
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Die Kosten für die Altenversorgung explodieren geradezu. Viele Gemeinden sind mit 

jährlichen Mehrkosten von 15-20 % im Sozialbereich konfrontiert. Dies bedeutet, dass 

sich diese Kostenstellen binnen 5 Jahren verdoppeln können (Überweisungen an die 

Sozialhilfeverbände). Eine derartige Entwicklung ist auf Dauer nicht tragbar und 

finanzierbar. Ein Viertel der Gemeinden werden in Bälde keinen geordneten 

Gemeindehaushalt mehr erstellen können (siehe Kapitel 9 ï Regress). 

 

Die vorliegende Studie untersucht anhand von 3 konkreten Einzelprojekten die Kosten für 

die altengerechte Adaptierung von Bestandsgebäuden. Dabei werden  

- ein Einfamilienhaus aus den 1950er Jahren, Gratkorn bei Graz 

- eine Genossenschaftswohnanlage aus den 1960er Jahren in Weiz, Stmk., sowie  

- ein historisches Stadthaus in der Argentinierstraße in Wien  

verglichen. Zum besseren Vergleich werden die Kosten umgerechnet auf Pro-Kopf- 

Kosten für jede diese Investition nutzende Person. 

Weiters zieht diese Studie Vergleiche mit den Errichtungskosten sowie mit den laufenden 

Personalbetriebskosten der Wohnmodelle ĂBetreutes Wohnenñ sowie  Pflegeheim. 

 

Zielsetzung ist es, anhand der Erkenntnisse aus den Einzelprojekten und den 

vorgenannten Vergleichen, volkswirtschaftlich günstige und nachhaltige Maßnahmen für 

eine bestmögliche und geeignete Wohnversorgung der zukünftigen Senioren zu finden 

und deren Umsetzung zu ventilieren.  

Dabei sind die Prämissen Effizienzsteigerung, Nachhaltigkeit und Kostenwahrheit wie bei 

allen heutigen Grundsatzentscheidungen in den Vordergrund zu rücken. 
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2. Demografische Entwicklung 

 

Der schon jetzt sehr klar prognostizierbare demografische Wandel bringt einschneidende 

Veränderungen, die sich auf das soziale Gefüge, aber auch auf die Errichtung und den 

Betrieb von Gebäuden auswirken.  
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War in fr¿heren Jahrzehnten noch von der sogenannten ĂAlterspyramideñ die Rede, so 

kehrt sich diese durch geringere Geburtenzahlen, längeres Lebensalter und die in das 

Alter kommenden geburtenstarken Jahrgänge (1955-1965) bis zum Jahre 2050 beinahe 

um.  

Dies stellt eine wesentliche Herausforderung für alle Handlungsfelder dar: Schule/Bildung; 

Verkehr/Mobilität; Gesundheit/Altenpflege sowie die sozialen Sicherungssysteme. Noch 

wird bei allfälligen Entscheidungen auf diese unabwendbaren Entwicklungen zu wenig 

Bedacht genommen, obgleich für eine zukünftige positive Entwicklung deren 

Berücksichtigung eine notwendige Voraussetzung ist. 

 

 
2 

Die Grafik zeigt, wie sich der Anteil der Bevölkerung zunehmend in Richtung ältere 

Menschen verschiebt. 

 

 

 

 

 

 

 

      

                                            
2
 Quelle: Baupolitische Leitsätze des Landes Steiermark 
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3. Daten und Fakten ï Bedürfnisse von alten Menschen 

 

 

Im Zusammenhang mit der demografischen Entwicklung sollte man wissen, dass ... 

 

- Menschen zuhause alt werden wollen (daheim ist daheim) 

- zB in Europa die Lebenserwartung der Menschen laufend steigt, obwohl die 

Bevölkerungsanzahl schrumpft 

- die Geburtenrate stagniert 

- die Kosten für die öffentliche Hand betreffend die Betreuung überproportional steigt 

(über 10% Steigerung jährlich) 

- Frauen nach wie vor im Schnitt um 6 Jahre älter werden als Männer 

- derzeit ca. 350.000 Personen über 80 Jahre alt sind, im Jahr 2050 aber über eine 

Million bei weitgehend gleicher Bevölkerungsanzahl wie heute 

- die Haushalte zunehmen und die Personen pro Haushalt abnehmen  

(1961 3,37P/Haushalt; 2001 nur mehr 2,5P/Haushalt); gleichzeitig steigen die 

Haushaltsgrößen (Flächen/Haushalt) 

- sich der Aktionsradius von älteren Menschen einschränkt und die Infrastruktur 

zunehmend an Bedeutung gewinnt, man bleibt auch mehr daheim. 

- keine Generation vor uns im Schnitt so lange lebte wie wir 

- aber auch keine Generation vor uns so wenige  Kinder bekam (Trendwende ist 

nicht in Sicht) 

- in Zukunft mehr Leistungsbezieher auf weniger Beitragszahler angewiesen sind 

- trotzdem auch von öffentlichen und halböffentlichen Einrichtungen 

Frühpensionierungen zuhauf praktiziert werden, anstatt über längere 

Lebensarbeitszeiten nachzudenken 

- aufgrund der stark steigenden Sozialausgaben bereits 1/3 der Gemeinden keinen 

ordentlichen Gemeindehaushalt mehr schaffen 

- 82% der Ausgaben der Sozialhilfeverbände im Bereich stationäre Pflege gebunden 

sind 

- bis 2030 mit einer Verdoppelung der Pflegekosten zu rechnen ist 
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- Das soziale Gefüge wird ebenfalls stark gefordert werden: 

 

 

 

Die neue Generation 50+ 

 

ĂWe donôt grow older but we stay young longer!ñ 

- das biologische Alter von 50-Jährigen entspricht 40-Jährigen! 

- 50-Jährige sehen heute anders aus als früher, jedenfalls nicht wie 50 

- 50-Jährige denken jünger 

- eine Generation 50+ ist heute keine nennenswerte Kategorie mehr, stattdessen gibt 

es die Generation 65+ sowie die Generation 80+ als neuen Maßstab 

- verstärkt kommen Ehepaare gemeinsam ins Alter, bislang waren dies großteils 

Frauen, Männer im Alter waren als Nachwirkung des 2. Weltkriegs wesentlich 

geringer an der Zahl 

- die neuen Alten stellen sich zunehmend als eine selbstbewusste, aktive und 

fordernde Generation dar 

- die neuen Alten werden eine zunehmende Zielgruppe für Konsum, Tourismus, 

Entertainment, Wellness usw.                                             .
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3 

                                            
3
 Die Woche 2009 

 

 

 

ĂWir wohnen, bis wir hundert sind!ñ 

 

 



15 
 

 

 



16 
 

4. Raumordnungsrelevante Parameter für die Seniorenwohnversorgung 

 

In vielen Ländern ist die Zersiedelung unaufhaltsam fortgeschritten. Maßnahmen, welche 

der weiteren kostenintensiven Zersiedelung vorbeugen sollten, sind bislang nicht wirksam 

geworden. 

Es ist noch nicht gelungen, den Baudruck auf zentral liegende, aber für die Bebauung 

derzeit von den Eigentümern nicht vorgesehene Baugrundstücke zu erhöhen. Stattdessen 

werden in Siedlungsrandbereichen neue Bauflächen gewidmet und bebaut. 

Diese Zersiedelung mit den damit verbundenen geringen Dichten wird in Zukunft 

enorme Kosten auch bei der Betreuung von Senioren mit mobilen 

Betreuungsdiensten erfordern! Wie schon jetzt teure Schülertransport- und 

Kinderbegleitdienste in diesen Bereichen unumgänglich sind, werden in Zukunft verstärkt 

Heimhilfebesuche und Essen auf Rädern benötigt werden.  

Nach wie vor werden die Hälfte der Wohnneubauten als Ein- und Zweifamilienhäuser 

(oftmals in dezentralen Lagen und unter Zuhilfenahme von öffentlichen 

Förderungsmitteln!) errichtet. 

 

Bevor man sich über zukünftige positive Impulse der Förderungen Gedanken macht, sind 

bestehende negative Impulse der Förderung einzustellen! 

 

In der Raumordnung sind die Weichen von der derzeitigen Zersiedelungstendenz hin zur 

örtlichen Zentralisierung und Verdichtung zu stellen. Lippenbekenntnisse sind hierfür nicht 

ausreichend. Neben Reduktion von unnötigem Verkehr, Energieverbrauch (auch durch 

erforderliche Zweitfahrzeuge) und teurer Infrastruktur, welche von der Kommune bezahlt 

wird und nicht nach dem Verursacherprinzip, kann durch Zentralisierung die ebenfalls 

dringend erforderliche Ortserneuerung und Dorfbelebung erfüllt werden. 

 

 

 

 

Fazit:  Fortschreitende Zersiedelung wird enorme Kosten auch in der 

mobilen Altenversorgung bewirken. Zentralisierung mit der damit 

verbundenen Ortskernerneuerung ist in der Raumordnung zu 

forcieren. 
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5. Neubau oder Sanierung des Gebäudebestandes? 

 

Wir sind im täglichen Leben umgeben von vielfältigstem Gebäudebestand. Nur ein 

geringer Teil davon entspricht aufgrund seines jungen Baualters den zeitgemäßen 

Gebäudestandards. 

Derzeit wird aus Klimaschutz- und Energieeffizienzgründen versucht, die thermische 

Sanierung von Bestandsgebäuden umzusetzen. Dabei ist es wichtig, die Sanierung in 

Zukunft nicht als Einzelmaßnahme, sondern ganzheitlich zu betrachten. 

Dass ein Neubau vordergründig einfacher zu errichten ist als eine entsprechende 

Sanierung, ist selbstredend. Neubauten als Ersatz von Altbauten sind aber kritisch zu 

hinterfragen. Neubauten benötigen zusätzlichen Flächenverbrauch und führen die 

Zersiedelung weiter. Durch einen Neubau ist die Problematik mit dem verbliebenen 

ungenützten und meist in dieser Form unnutzbaren Gebäudebestand noch nicht gelöst. 

Meist fehlen gerade aufgrund der Neubaukosten die Mittel für eine Bestandssanierung. 

Die Umweltbelastung von Neubauten ist um das vierfache höher als bei vergleichbaren 

Modernisierungs- bzw. Umbaumaßnahmen. Man ist sich bei allen Entscheidungsstellen 

einig, dass die Sanierungsmaßnahmen 4 noch mehr als bisher zu forcieren sind. Dadurch 

entsteht einerseits kein zusätzlicher Flächenverbrauch andererseits nützen Sanierungen 

bereits meist zentrale Lagen und vorhandene technische und soziale Infrastruktur. Weiters 

wird damit die Attraktivierung von Ortszentren umgesetzt.  

Gerade in der Sanierung kann bisher benötigte Energie eingespart werden, während jeder 

Neubau zusätzlich Energie verbraucht. Im Sinne des ganzheitlichen Bauens kommt auch 

der Barrierefreimachung wesentliche Bedeutung zu! 

Nur in Ausnahmefällen ist die Möglichkeit einer Assanierung (Abbruch des 

Bestandsgebäudes und Ersatz durch einen Neubau) umsetzbar und auch sinnvoll. 

Gerade im Zusammenhang mit der derzeit herrschenden Wirtschaftskrise kommt der 

Gebäudesanierung maßgebliche Bedeutung zu, sind doch hier ca. 20% mehr 

Arbeitsleistung erforderlich als im Neubau, wodurch die bauliche Konjunktur beschleunigt 

und der Arbeitsmarkt am Bau positiv stimuliert wird. 

 

Fazit:  Ganzheitliches Sanieren schont die Umwelt, schafft verstärkt 

Arbeitsplätze, setzt wesentliche Impulse für Zentralisierung und 

Dorf- (Orts-) -Erneuerung. Der Barrierefreiheit kommt in der 

Sanierung in Zukunft eine wesentliche Bedeutung zu. 

                                            
4
 Quelle: z.B. Baupolitische Leitsätze des Landes Steiermark, Landesbaudirektion Land Steiermark 
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6. Anforderungen an Barrierefreies Bauen 5 

 

Die 20 wichtigsten Tipps für Wohnen ohne Barrieren 

 

1. Parkplatz mit Bewegungsraum 

Wo eine Parkmöglichkeit beim Haus vorhanden ist, sollte sie bei Bedarf auf 3,5 m Breite 

vergrößert werden können. Das erleichtert das Ein- und Ausladen von sperrigen Lasten, 

u.a. auch von Kinderwagen und Rollstuhl. 

 

2. Müheloser Zugang 

Der Weg sollte eben oder nur leicht abfallend sein (ohne Quergefälle). Rampen mit 

ausreichender Breite dürfen ein maximales Gefälle von 6 % aufweisen. Ab 4 % 

Rampengefälle sollten beidseitige Handläufe und eine Absturzsicherung vorhanden sein. 

Der feste Belag sollte rutschfest und gut berollbar sein mit geringer Fugenteilung, sodass 

Kinderwägen, Rollstühle oder Gehhilfen nicht einsinken oder in breiten Fugen hängen 

bleiben. 

 

3. Einladender Hauseingang 

Der Bereich vor dem Eingang sollte eben sein mit festem Belag, sodass Kinderwägen, 

Rollstühle oder Gehhilfen nicht einsinken oder wegrollen. Der Eingang selbst sollte 

überdacht, entsprechend breit, stufenlos und gut beleuchtet sein. 

 

4. (Eingangs-)Türen breit genug und schwellenlos 

Türbreite beim Eingang von mind. 90, max. 100 cm (sonst wird der Türflügel zu schwer) 

und entsprechende Bewegungsflächen vor und hinter der Tür sind grundlegend für die 

Zugänglichkeit von Wohnräumen. Innerhalb der Wohnräume sollte die mind. 80 cm lichte 

Türbreite eingehalten werden. 

Eine schwellenlose Ausführung ist natürlich ideal, aber falls nicht anders möglich, sollte 

die Türschwelle unter 2 cm bleiben und gut überrollbar sein. 

 

5. Leichte Bedienbarkeit von Türen 

Bei Türen muss auf die leichte Bedienbarkeit für alle NutzerInnen (ältere Personen, Kinder 

etc.) geachtet werden. Ab einer Bedienkraft von max. 25 N (2,5 kg) sollten Türen 

automatisiert werden. 

                                            
5
 Quelle: Zentrum f¿r barrierefreie Lebensrªume Ădesign for allñ; Wien 
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6. Alles auf einer Ebene 

In Einfamilienhäusern und Wohnungen, die mehr als ein Stockwerk umfassen, sollten im 

schwellenlos erreichbaren Eingangsgeschoss bei Bedarf alle notwendigen 

Lebensfunktionen wie Wohnen, Kochen, Baden, WC und Schlafen möglich sein. Dazu 

zählt auch die Einplanung einer zusätzlichen Duschmöglichkeit zB im Erdgeschoss gleich 

im WC eingebaut oder in Kombination mit einem Abstellraum, der, mit dem WC später 

zusammengelegt, ein vollwertiges Badezimmer schafft. 

 

7. Genug Bewegungsfreiheit 

In strategischen Bereichen (überall, wo man sich umdrehen muss) wie zum Beispiel in der 

Küche, im Bad, vor Bett und Schränken oder bei Türen muss genug Platz für den 

Wendekreis eines Rollstuhls oder Rollators vorhanden sein. In jedem Fall muss der 

individuelle Bewegungsraum der NutzerInnen bei der Detailplanung von Einrichtung und 

Ausstattung berücksichtigt werden! 

 

8. Badezimmer und WC anpassbar geplant 

Bad und WC sollten für bestmögliche Zugänglichkeit zu Bad/Dusche, Waschtisch und 

Toilette mit entsprechenden Bewegungsräumen gestaltet sein. Die notwendigen 

Bewegungsflächen können sich dabei überschneiden. 

Für eine spätere kostengünstige Anpassung der Sanitärräume an größere 

Bewegungsflächen ist rechtzeitige Planung wichtig: So kann zB die Trennwand zwischen 

Bad und WC oder zwischen Abstellraum und WC leicht entfernbar ausgeführt werden. 

Damit kann bei Bedarf ohne Eingriff in Standsicherheit, Wärmedämmung und Installation 

ein Badezimmer mit WC hergestellt werden, das die Benutzung auch mit Rollstuhl oder 

Rollator möglich macht. 

 

9. Tragfähige Wände in Bad und WC 

Wände in Bad und WC sollten für eine spätere Montage von Stütz- und Haltegriffen im 

WC- und Duschbereich tragfähig ausgeführt sein. Eine geeignete barrierefreie 

Vorwandinstallation des WCs erleichtert die spätere Montage der Stützgriffe. 

 

10. Komfortable Sanitärausstattung 

Flache unterfahrbare Waschbecken mit Unterputz- oder Flachaufputzsiphon ermöglichen 

das bequeme Sitzen vor dem Waschtisch auf einem Hocker oder im Rollstuhl. Im 
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Duschbereich ist ein geeigneter Hocker, Duschsessel oder Duschklappsitz eine 

komfortable Einrichtung, um zB die Füße zu waschen und zu pflegen. 

 

11. Flexibles Schlafzimmer 

Ein ausreichend großes Schlafzimmer mit Bewegungsflächen vor Bett und Schränken 

sollte in unmittelbarer Nähe des Badezimmers sein. Die Deckenkonstruktion von 

Schlafzimmer und angrenzendem Badezimmer sollte ausreichend tragfähig sein, um bei 

Bedarf einen Deckenlifter einbauen zu können. 

 

12. Praktische Küche, Speis und Abstellraum  

In der Küche ist der Bewegungsraum zwischen den Unterschrankelementen und den 

Geräten bei der Einrichtungsplanung besonders wichtig. Das Backrohr mit 

herausziehbaren Backwagen und die Kühlgefrierkombination sollten auch im Sitzen gut 

erreichbar sein. Für Menschen die im Rollstuhl sitzen erleichtert ein unterfahrbarer Bereich 

die selbständige Lebensführung. Oberschränke können auch vertikal verschiebbar mit 

einer Hebekonstruktion zur leichteren Erreichbarkeit ausgeführt werden. In Speis und 

Abstellraum erleichtern unterfahrbare Regale sowie ausreichender Bewegungsraum die 

Nutzung für alle. 

 

13. Fenster mit Durchblick 

Das Fensterparapet sollte nicht höher als 60 cm sein, damit man im Sitzen und Liegen 

besser hinaussehen kann. Eine zusätzliche Absturzsicherung in einer Höhe von ca. 95 cm 

muss vorhanden sein. Fenster sollten leicht zu bedienen sein, mit gut erreichbaren 

Fenstergriffen und Jalousien. Französische Fenster bieten eine gute Aussicht ins Freie für 

alle NutzerInnen auch für Kinder. 

 

14. Erreichbare Bedienelemente 

Alle Schalter, Steckdosen, Kontrolltaster, Sicherungskästen, Gas- und Wasser 

Absperrventile sollten in einer Höhe angebracht werden, die für alle Bewohner gut 

erreichbar ist. Auf ausreichenden seitlichen Abstand zwischen Bedienelement und 

anschließender Raumecke achten - das gilt auch für den Türdrücker.  

 

15. Einrichtung und Möbel für alle 

Höhenverstellbare Schrankelemente, Arbeits- und Ablageflächen bieten erhöhte  

Flexibilität für alle. Unterfahrbare Möbel erlauben einen besseren Zugang mit dem 

Rollstuhl oder mit Gehhilfen und der Boden ist auch leichter zu reinigen. Schiebetüren sind 
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sicherer als Drehflügeltüren, da man beim Öffnen nicht zurücktreten muss, was für ältere 

und gehbeeinträchtigte Personen eine Sturzgefahr bedeuten kann. Die Garderobe sollte 

auch für Kinder und sitzende Personen im Rollstuhl erreichbare Aufhängemöglichkeiten 

bieten. 

 

16. Sichere Bodenbeläge 

Man sollte auf möglichst rutschsichere Bodenbeläge achten, besonders in Bad, Küche und 

Vorraum sowie auf dem Balkon oder der Terrasse. Im Duschbereich sind kleinteilige 

Fliesen- oder Natursteinbeläge geeignete rutschhemmende Oberflächen. Hochflorige 

Teppiche sind für Rollstuhl und Rollator ungeeignet und Teppichläufer oder Bettvorleger 

notorische Stolperfallen. 

 

17. Trittfeste Treppen 

Treppen sollten ein geschlossenes, ergonomisch sinnvolles Stufenprofil aufweisen, 

rutschfeste Kanten, einen beidseitigen gut umfassbaren Handlauf haben und breit genug 

sein, um bei Bedarf einen Treppen- oder Plattformlift zu installieren. 

 

18. Zukunftssichere technische Ausstattung 

Vorbereitung für zusätzliche Elektroinstallation mittels Leerverrohrung für zB 

nachträglichen Einbau von Sicherheitstechnik, Kommunikationstechnik, Sensorik oder Tür- 

und Fensterautomation. Der Umbau von Badewanne auf schwellenlose Dusche sollte 

leicht möglich sein. Ebenso die spätere Adaptierung mit Halte- und Stützgriffen bei WC, 

Dusche und Badewanne auf den dafür vorgesehenen tragfähigen Wänden. 

 

19. Vorbereitung für einen Aufzug 

Im Einfamilienhaus sollte die Planung die Möglichkeit für den späteren Einbau eines 

ausreichend großen Aufzugs für Rollstuhl, Rollator etc. vorsehen (Kabinengröße 110 x 

140 cm), der in der Zwischenzeit als Abstellraum, Speis oder Schrankraum genutzt 

werden kann.  

 

20. Gute Sicht durch Licht, Farben und Kontraste 

Farbliehe Kontraste zwischen angrenzenden Flächen wie Boden, Wand oder Türen 

verbessern Raumwahrnehmung und Orientierung. Einfärbige Flächen erleichtern das 

Auffinden von Gegenständen. Ausreichende Beleuchtung in kritischen Bereichen wie 

Stiegen, Treppen und Eingängen sorgt für Komfort und Sicherheit. Ein Bewegungsmelder 
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für die Nachtbeleuchtung auf dem Weg vom Bett zum WC kann Stürze vermeiden. 

Individuell einstellbare Beleuchtung ist in allen Arbeits- und Lebensbereichen wichtig. 

 

 

 

 

Eine altersgerechte Wohnung bedeutet: 

 

Eine altersgerechte, barrierefreie Wohnung ist im Idealfall über einen Aufzug zu erreichen.  

Die Wohnung ist weder zu groß noch zu klein. Sie bietet auch einer Person einen 

abgetrennten Wohn- und Schlafbereich, eine geräumige Küche und ein ausreichend 

großes Bad mit angepassten Sanitäreinrichtungen.  

Sie ist einfach und bequem zu beheizen, am besten über eine Zentralheizung mit 

Temperaturreglern in Greifhöhe. Kohle- oder Ölöfen sind für Ältere unzumutbar und 

können gefährlich sein.  

Sie ist hell und gut zu belüften.  

Sie hat einen stufenlos zugänglichen Balkon, eine Terrasse oder einen kleinen Garten. Ein 

Bewohner sollte, auch wenn die Beweglichkeit nachlässt, problemlos an der frischen Luft 

sitzen können.  

Der Wohnungsgrundriss ist großzügig geschnitten. Die Räume sind nicht zu eng und 

verwinkelt; Flur, Bad und Küche bieten ausreichend Raum, um sich auch mit Gehhilfen 

oder einem Rollstuhl sicher bewegen zu können.  

Türschwellen sind nicht vorhanden. Treppenabsätze, Podeste oder Balkonschwellen sind 

abgebaut oder können über eine festinstallierte Rampe überwunden werden. Die Türen 

sind mindestens 80 Zentimeter breit, damit bei Bedarf ein Rollstuhl hindurchpasst; oder sie 

lassen sich verbreitern.  

Elemente wie Lichtschalter und Türgriffe lassen sich bequem erreichen. 
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Eine altersgerechte Wohnanlage bedeutet: 

 

Die Bewohner können die Wohnung mit öffentlichen Verkehrsmitteln gut erreichen; eine 

Bus- oder Bahnhaltestelle ist in der Nähe.  

Sie können die täglichen Einkäufe zu Fuß erledigen.  

Im Wohnviertel arbeiten ambulante Dienste. Die Praxis eines Allgemeinarztes ist in der 

Nähe.  

Sie finden Unterhaltung, soziale und kulturelle Treffpunkte in der Nachbarschaft und 

können in einem nahegelegenen Park oder einer Grünanlage spazieren gehen. 

Während im Neubau Barrierefreiheit österreichweit weitgehend gut umgesetzt wird, gibt 

es diesbezüglich in der Sanierung noch bei weitem zu wenig Bewusstsein. 

 

Fazit:  Barrierefreiheit ist im Neubau in sehr vielen Fällen absolut 

kostenlos und erfordert nur ein entsprechendes Bewusstsein in 

der Planung.  

  In der Sanierung hat man es aber vielfach mit der Beseitigung 

von bestehenden Barrieren zu tun. Dies kann Kosten 

verursachen, diese sind aber einmalig und gewährleisten zeitlich 

unbegrenzt Barrierefreiheit für die Zukunft. 

 

Auch eine Lösung, aber es muss auch anders gehen.... 
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7. ĂBarrierefreies Bauenñ ï Anpassbarer Wohnbau 

 

Im Sinne des ganzheitlichen Bauens und Sanierens kommt der Barrierefreiheit immer 

wesentlichere Bedeutung zu. Wird ĂBarrierefreies Bauenñ im Neubau bereits durch die Ö-

Normen und mittlerweile durch die OIB 4 Richtlinie ĂNutzungssicherheit und 

Barrierefreiheitñ gut angewendet, ist im Sanieren hier ein großer Nachholbedarf 

festzustellen. Von Bauherren wird die Unzumutbarkeit von Ăteurenñ MaÇnahmen zur 

Barrierefreimachung angeführt, wodurch oft von einer Umsetzung von 

Barrierefreimachungsmaßnahmen Abstand genommen wird und diese nicht eingefordert 

werden. Oft wird auch mit Halbherzigkeiten Vorlieb genommen. Der Aufzug wird zB zwar 

zusätzlich gefördert, er kommt aber jeweils nur in den Halbgeschoßen bei den 

Zwischenpodesten der Stiegenhäuser an. Später wird dieser auf Kosten der Allgemeinheit 

und kostenintensiv der bedürftige Mieter oder Eigentümer aus dem Sozialtopf 

(Bundessozialamt, Sozialamt, ...) mit Treppenplattformliften zu 100% gefördert. 

Wurde bislang die Barrierefreiheit fªlschlich als Beg¿nstigung von Ăeinigen wenigen 

behinderten Menschenñ abgetan, ist mittlerweile bewusst, dass von Barrierefreiheit alle 

Menschen profitieren und angesichts der Demografischen Entwicklung immer mehr die 

Zugänglichkeit und Nutzbarkeit des vorhandenen Wohnraumes abhängen wird. 

Auch bei UmbaumaÇnahmen kºnnen und m¿ssen die Richtlinien des Ăanpassbaren 

Wohnraumesñ ber¿cksichtigt werden. 

Über bauliche Barrierefreiheit gibt es zahlreiche Publikationen, eine sehr gute und 

¿bersichtliche Zusammenfassung bietet die Brosch¿re ĂBarrierefreies Bauen f¿r alle 

Menschenñ ï Planungsgrundlagen6 (als .pdf - Datei erhältlich unter  

www.barrierefrei.graz.at).  

Ebenso findet sich hier das Informationsblatt ĂAnpassbarer Wohnbauñ 7, das Ergebnis 

einer Koproduktion zwischen dem Amt der Steiermärkischen Landesregierung 

Wohnbauförderung Abteilung 15 sowie der Stadtbaudirektion Graz Referat ĂBarrierefreies 

Bauenñ. 

Im Neubau kann Barrierefreiheit weitestgehend kostenlos umgesetzt werden, wenn es 

frühzeitig eingeplant ist. Im Umbau kann diese bei frühzeitiger Berücksichtigung ebenfalls 

oft kostengünstig umgesetzt werden, hier sind aber manchmal 

Barrierefreimachungskosten unumgänglich. 

                                            
6
 Quelle: ĂBarrierefreies Bauen f¿r alle Menschenñ ï Planungsgrundlagen von DI Constanze Koch - Schmuckerschlag und DI (FH) 

Oskar Kalamidas;  Stadtbaudirektion Graz  
7
 Quelle: ĂAnpassbarer Wohnbauñ ï Informationsblatt vom Amt der Steiermärkischen Landesregierung Abteilung 15 Wohnbauförderung 

und   Stadtbaudirektion Graz Referat Barrierefreies Bauen 
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8. Pflegestufen 

 

Das Bundespflegegeldgesetz (BPGG) sowie die Landespflegegesetze sehen eine 

Kombination von Geld- und Sachleistungen vor.  

 

Pflegegeld 

Pflegegeld kann bezogen werden, wenn folgende Voraussetzungen gegeben sind: 

- ständiger Betreuungs- und Hilfsbedarf wegen einer körperlichen, geistigen oder 

psychischen Behinderung bzw. einer Sinnesbehinderung, die voraussichtlich 

mindestens sechs Monate andauern wird  

- ständiger Pflegebedarf von monatlich mehr als 50 Stunden gewöhnlicher Aufenthalt 

in Österreich, wobei auch die Gewährung von Pflegegeld im EWR-Raum unter 

bestimmten Voraussetzungen möglich ist  

Es soll die Möglichkeit der Betroffenen verbessern, das Leben selbst zu gestalten (zum 

Beispiel in der häuslichen gewohnten Umgebung zu bleiben). 

 

 

Monatlicher Pflegebedarf Bundespflegegeld 2009 

Pflegestufe I     mehr als 50 Stunden       ú 154,20  

Pflegestufe II    mehr als 75 Stunden        ú 284,30  

Pflegestufe III    mehr als 120 Stunden        ú 442,90  

Pflegestufe IV    mehr als 160 Stunden        ú 664,30  

Pflegestufe V    mehr als 180 Stunden        ú 902,30  

und außergewöhnlicher Pflegeaufwand  

Pflegestufe VI    mehr als 180 Stunden     ú 1.242,00  

und dauernde Beaufsichtigung  

Pflegestufe VII    mehr als 180 Stunden  

und praktische Bewegungsunfähigkeit   ú 1.655,80 
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Kostenaufteilung an hand von 2 Beispielen:  

Pflegestufe 4 mit einem Tagsatz inkl. 10% Ust.: ú 97,59 

durchschnittliche Monatskosten: (ú 97,59 x 30,5 Tage) = ú 2.976,50 

Beispiel 1: ĂNetto Mindestpensionñ ú 733,01 

"Netto Mindestpension" von ú 733,01 

80% aus Pension ú 586,40 

80% aus Pflegegeld ú 531,44 

_________________________________ 

Gesamte Eigenleistung ú 1.117,84 

 
durchschnittliche Monatskosten ú 2.976,50 

Fehlbetrag: ú 1.858,66 

Der Fehlbetrag wird gedeckt durch:  

1.) Vermögen 2.) Sozialhilfe 

  

Beispiel 2: "Netto Pension von" ú 1.100,- 

"Netto Pension" von ú 1.100,- 

80% aus Pension ú 880,- 

80% aus Pflegegeld ú 531,44 

_________________________________ 

Gesamte Eigenleistung ú 1.411,44 

 
durchschnittliche Monatskosten ú 2.976,50 

Fehlbetrag: ú 1.565,06 

Der Fehlbetrag wird gedeckt durch:  

1.) Vermögen 2.) Sozialhilfe 

Die Pflegetarife sind grundsätzlich einheitlich. In niedrigeren Pflegestufen kann man in 

einer Wohnform wie dem ĂBetreuten Wohnenñ sowie ggf. Zuhilfenahme von mobilen 

Diensten mit der eigenen Pension sowie dem Pflegegeld das Auslangen finden, somit fällt 

kein zusätzlicher Finanzierungsbedarf an, wie in den vorangeführten Beispielen im 

Pflegeheim. 
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9. Regress 

 

Seit der Pflegeheim-Regress in der Steiermark mit 1. November 2008 gefallen ist - 

Angehörige von zu pflegenden Personen müssen nicht mehr zwangsweise zu den 

Heimkosten beitragen - sind die teuren Heime voll belegt. Lag die Auslastung der 

Pflegeheime bis dahin bei 94 %, so stieg diese schlagartig auf 99 % an. Ebenso stiegen 

dadurch die Ausgaben im Sozialbereich um 30 %, da bis dahin eingenommene 

Einnahmen weg fielen. Zusätzlich sinkt die Zahl der Selbstzahler, also jener Pfleglinge, 

welche aus eigenen Mitteln zu Ihren Pflegekosten beitragen können. 

Dazu muss man wissen, dass 82 % der Sozialhilfekosten in die Pflegeheime fließen. Nur 

mit den restlichen 18 % werden die "eigentlichen" Sozialaufgaben für Jugendliche, 

einkommensschwache Personen oder andere Sozialfälle finanziert. 

 

Für die Refinanzierung der durch Pension und Pflegegeld nicht abgedeckten 

Mehraufwendungen wird nun auf ein gegebenenfalls vorhandenes Eigentum der 

Pfleglinge zurückgegriffen.  

 

Verflossenes Erbe im Altersheim 

Pflege im Alter ist eine teure Sache. Die Sozialhilfe springt zwar ein, versucht sich das 

aber irgendwie zurückzuholen - oft auch von Verwandten. Die Rechtslage dazu ist in 

jedem Bundesland unterschiedlich. 

 Zwischen Pflegekosten und Pension klafft großes Loch 

Damit ist er kein Einzelfall. Rund ú 1.500 bis ú 3.500 kostet in Österreich ein Platz in 

einem öffentlichen Pflegeheim. In privaten Häusern können es im Einzelfall bis zu 

ú 7.000 sein. Eine große Summe, wenn man bedenkt, dass die monatliche 

Durchschnittspension bei ú 947 liegt. 

Auch das Pflegegeld rettet die Pflegebedürftigen nicht, die meisten erhalten ú 284,30 in 

der Pflegestufe 2, das Maximum liegt bei ú 1.655,80. 

Grundsätzlich muss aber jeder für seinen Pflegeplatz im Heim selbst aufkommen. Zur 

Deckung werden das Einkommen (zB Pension, Rente, Pflegegeld, Miet- und Zinserträge) 

und das Vermögen (Bargeld, Sparbücher, Wertpapiere, Immobilien und Liegenschaften 
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etc.) herangezogen. Den Bewohnern bleibt ein "Taschengeld" in der Höhe von 20 Prozent 

des Einkommens, der gesamte 13. und 14. Monatsbezug, ein kleiner Teil des Pflegegelds 

(rund ú 42) sowie ein Freibetrag für ein "ordentliches Begräbnis". 

Auf Ehrlichkeit angewiesen 

Bei der Vermögensbewertung des Pflegebedürftigen sind die Sozialämter auf die 

Ehrlichkeit der Antragsteller angewiesen. Aber nicht nur. "Wir sind zwar keine 

Kriminologen, aber logisch denken können wir schon", sagt ein Wiener 

Sozialamtsmitarbeiter. In Wien werden die Kontoauszüge der letzten sechs Monate 

geprüft. Finden sich darauf Abbuchungen auf Sparbücher, dann "wird man da schon mal 

nachfragen". Auch dann, wenn jemand mit einer hohen Beamtenpension um Förderung 

des Pflegeplatzes durch die Soziahilfe ansucht und glaubhaft machen will, dass er kein 

Erspartes hat. Nach wie vor erhalten Heime und Sozialhilfeträger allerdings keine direkten 

Auskünfte bei den Bankinstituten. Die Aufhebung der Anonymität der Sparkonten hat 

nichts am Bankgeheimnis geändert. 

So ist es immer noch möglich die Sparbücher rechtzeitig den Kindern und Enkeln zu 

übergeben. "Wird Vermögen allerdings verschenkt, um die Sozialhilfe zu schädigen, dann 

ist das ein strafrechtlicher Tatbestand", sagt ein Wiener Sozialamtsmitarbeiter. 

Strafverfahren wegen falscher Angaben sind in ihrer 30-jährigen Laufbahn trotzdem noch 

nicht vorgekommen. "Die meisten Sparbücher tauchen auf, wenn es in der Familie 

Streitereien gibt", erzählt Oswald Pirker von der Kärntner Landesregierung aus der Praxis 

- oder im Verlassenschaftsverfahren und wenn sie im Nachlass gefunden werden. 

Mit Hypotheken belastet 

Während Geld und Sparbücher also nach wie vor relativ problemlos weitergegeben 

werden können, ist es weniger einfach, noch rasch vor der Übersiedlung ins Pflegeheim 

Wohnungen, Häuser oder Grundstücke zu verschenken. Ein Blick ins Grundbuch gehört 

zur Routine bei der Prüfung eines Antrags auf Sozialhilfe. Zum Verkauf von Immobilien 

und Liegenschaften wird in der Regel allerdings niemand gleich genötigt, bestätigt man in 

den Sozialabteilungen der Länder. Vor allem dann nicht, wenn noch nahe Angehörige im 

Haus wohnen. Aber in den meisten Bundesländern lassen die Sozialhilfeträger 

Sicherstellungen im Grundbuch eintragen, wenn die Heimkosten nicht beglichen werden 

können. Und dann ist irgendwann - zumeist nach dem Ableben des Pflegebedürftigen - 

doch ein Verkauf notwendig, den Erben bleibt nichts. 
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Nur im Ländle ist das "kleine Eigenheim" - auf schön vorarlbergerisch das "Hüsle" - heilig: 

Es gilt als "geschütztes Vermögen", wenn es dem Ehepartner oder einem Kind als 

Unterkunft dient und bleibt als solches auch grundbücherlich unangetastet. 

Tipp: Auch in den anderen Bundesländern kann man sich vor einem gänzlichen Verlust 

des Heims schützen, in dem man Kindern und Ehegatten so früh wie möglich Wohnrechte 

einräumt oder ihnen zugunsten ein Belastungs- und Veräußerungsverbot einräumt. Beides 

lässt man im Grundbuch eintragen, so gilt es "absolut", also auch zB gegenüber künftigen 

Käufern des Hauses. 

 

Rückgriff auf Schenkungen 

Will man also Liegenschaften und Immobilien den Nachkommen hinterlassen, dann muss 

man sie rechtzeitig verschenken. Die Betonung liegt dabei auf "rechtzeitig": Je nach 

Bundesland darf der Sozialhilfeträger zwischen drei und zehn Jahre auf den 

Schenkungswert zurückgreifen (siehe Tabelle).  

Maßgeblich dafür ist der zeitliche Zusammenhang: Wenn der Geschenkgeber zum 

Zeitpunkt des Vertragsabschlusses bereits damit rechnen musste, dass eine 

Pflegebedürftigkeit eintritt, für deren Kosten er nicht zur Gänze aufkommen können wird, 

ist die Übergabe sittenwidrig. Der Sozialhilfeträger hat dann zwei Möglichkeiten: die 

Verweigerung der Kostenübernahme oder die Anfechtung des Schenkungsvertrags. "Eine 

erfolgreiche Anfechtung würde bedeuten, dass der Angehörige, der die Liegenschaft 

erworben hat, diese an den Pflegebedürftigen zurückgeben muss", ist eine gängige 

juristische Fachmeinung. Der Sozialhilfeträger kann dann seine erbrachte Leistung wieder 

im Grundbuch hypothekarisch sicherstellen. Sollte die Liegenschaft allerdings in der 

Zwischenzeit verkauft und der Erlös "gutgläubig" verbraucht oder verschenkt worden sein, 

bestehen keine Ansprüche des Sozialhilfeträgers mehr. 
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Angehörige, zur Kassa! 

Falls Einkommen und Vermögen des Pflegebedürftigen nicht ausreichen, springt der 

Sozialhilfeträger ein und zahlt - vorerst einmal - die Differenz. Er versucht allerdings sich 

diese Zuschüsse von den unterhaltspflichtigen Angehörigen zurückzuholen. In der Regel 

sind das die (nicht geschiedenen) Ehepartner, die Kinder und - bei jüngeren 

Pflegebedürftigen - die Eltern. Wie viel sie bezahlen müssen, hängt von ihrem eigenen 

Einkommen, ihren Ausgaben und nicht zuletzt vom Bundesland ab. 

Bundesländervergleich: Das holt sich die Sozialhilfe von den Angehörigen zurück8 

 

 Ersatzpflicht 
des 

Ehegatten 

Ersatz- 
pflicht 

der Kinder 

grundbücherliche 
Sicherstellung von 

Immobilien/ 
Liegenschaften 

Vermögensfreibetrag 
(f¿r Begrªbnis é) 

 

Rückgriff auf 
Schenkungen 

Steiermark ja  nein ja  bar bis ú 7.000,-- 3 Jahre 

Salzburg ja nein ja 
ú 4.645,-- 

10 x frei Betrag Ą 
5 Jahre 

Wien ja bis 30 % nein ja 
zur Zeit ú 3.000,-- 

bald ú 4.000,-- 
3 Jahre 

OÖ 
ja, nach ABGB 

33 ï 40 % 
nein ja ú 12.000,-- 5 Jahre 

NÖ nein nein ja 
Sach- + Barwerte 20-
facher Richtsatz 
ú 10.806,-- 

5 Jahre 

Tirol 
ja nach ABGB 

33 ï 40 % 
nein ja  

ú 7.000,-- 

Bestattung 

Pfl.St .0 Ą 1 Jahr 

Pfl.St. 1 Ą 5 Jahre 

Pfl.St. 2 Ą 6 Jahre 

ab Pfl.St. 3 Ą max. 
7 Jahre 

Vorarlberg 40 % nein ja ú 10.000,-- 10 Jahre 

Kärnten nein nein ja ú 3.795,-- 3 Jahre 

Burgenland 
ja 

33 ï 40 % 
nein ja 

5 x Richtseite 

ú 483,-- x 5 = ú 2.415 
wird bald geändert 

5 Jahre 

 

*) Die Bemessungsgrundlage ist das anrechenbare Einkommen. Es berechnet sich in der Regel aus 

Nettoeinkommen (inkl. Sonderzahlungen und Zulagen) abzüglich Wohnkosten, Unterhaltsverpflichtungen 

und besondere Aufwendungen. In einigen Bundesländern (zB Salzburg und Vorarlberg) werden auch andere 

Lebenserhaltungskosten pauschal abgezogen, übrig bleiben muss ein Mindesteinkommen. Das ist entweder 

der Ausgleichszulagenrichtsatz nach dem ASVG oder der länderspezifische Sozialhilferichtsatz. 

                                            
8
 Quelle: Recherche BM Leitner GmbH 
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10. Seniorenwohnheim 

 

Das althergebrachte Seniorenwohnheim, wo alte, aber oft nicht nur alte Menschen, 

sondern auch Obdachlose und sozial minder bemittelte Ortsbewohner in Heimform 

wohnversorgt wurden, gibt es in dieser Form nicht mehr. Das Seniorenwohnheim wurde 

nach und nach in das Pflegeheim umgewandelt.  

Als Ersatz für das Seniorenwohnheim stellt sich heute die Wohnform des 

Seniorenwohnhauses sowie des ĂBetreuten Wohnensñ dar. Anstelle einer Zimmerstruktur 

liegen altengerechte Klein-Wohnungen vor, die eine selbständige Lebensweise erleichtern 

und fºrdern. Solche ĂSeniorenwohnhäuserñ gab es bereits vor der Wohnform des 

ĂBetreuten Wohnensñ und sie sind teilweise ergänzt mit Infrastruktur, zB eine zentrale 

Küche mit Speiseraum und Essensversorgung, manchmal auch schon kombiniert mit 

Kurzzeitpflege in niedrigen Pflegestufen (zB nach einem Beinbruch) etc. Je ausgedehnter 

diese Infrastruktur ist, desto teurer wird diese an sich günstige Wohnform im laufenden 

Betrieb. 

Der Vorteil des Seniorenwohnhauses im Vergleich zum Seniorenwohnheim liegt darin, 

dass die sogenannte ĂHotelkomponenteñ im Betrieb wegfªllt. Zwar war beim 

Seniorenwohnheim der zur Verfügung gestellte Wohnraum kleiner, dadurch ergab sich 

aber auch das Erfordernis nach bereitgestellter Infrastruktur (Essen, Aufenthaltsräume, 

Besuchsräume, Personal für Küche, Verwaltung, Instandhaltung, etc. ....) 

Von den Kosten lag das Seniorenwohnheim wohl im Bereich zwischen den Kosten des 

ĂBetreuten Wohnensñ und dem Pflegeheim, tendenziell nat¿rlich nªher dem ĂBetreuten 

Wohnenñ. Für dieses Modell konnten keine konkreten Kosten ermittelt werden. Da dieses 

Modell auch nicht mehr in dieser Form Anwendung findet, wurde es in der weiteren 

Kostengegenüberstellungsbetrachtung nicht mehr angeführt. 
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11. Pflegeheim 

 

Das Pflegeheim ist die am besten ausgestattete, aber auch die teuerste Wohnform für das 

Wohnen im Alter. Mangels alternativer Wohnformen wurden immer wieder alte Menschen, 

die in ihrer bisherigen Wohnung nicht verbleiben konnten, im Krankenhaus oder im 

Pflegeheim wohnversorgt. Oft war nicht die Pflegebedürftigkeit hiefür ausschlaggebend, 

sondern die ansonsten drohende soziale und personelle Verwahrlosung, eine bestehende 

und im Alter nicht länger tragbare Substandardwohnsituation oder die mangelnde 

Barrierefreiheit der bisherigen Wohnumgebung. Faktum ist, dass auch Menschen ohne 

Pflegestufe im Pflegeheim leben können (zB wenn sie als Selbstzahler aufscheinen).   

Das Pflegeheim muss in Zukunft für seine definierte Funktionsbestimmung freigemacht 

und freigehalten werden. Ein Einstieg in das Pflegeheim soll erst mit der Pflegestufe 5 

möglich sein, die darunter liegenden Pflegestufen kºnnten zuhause oder im ĂBetreuten 

Wohnenñ wesentlich günstiger mit mobilen Diensten betreut werden. 

Die Kosten im Pflegeheim sind sowohl in der Errichtung als auch im laufenden Betrieb 

sehr hoch.  

Die Evaluierung der Errichtung mehrerer Neubau - Pflegeheime zeigt im Durchschnitt 

folgende Kostensituation: 

 

Pflegeheimkosten im Neubau: 

Errichtungskosten pro Person:  ú 67.800,-- exkl. Ust./Bettenplatz9 

Einrichtungskosten pro Person:  ú 11.970,-- exkl. Ust /Bettenplatz10 

 

Personalkosten im laufenden Betrieb ú 11.900,-- exkl. Ust /Bettenplatz jährlich11 

 

Die Personalkosten wurden übereinstimmend im Stadtrechnungshof der Stadt Graz eruiert 

sowie in einer Studie des Bundesministeriums für Soziales und Konsumentenschutz. 

Da die Personalkosten, wie sich nunmehr zeigt einer jährlichen Kostensteigerung von ca. 

10% (!) unterliegt, ist leicht absehbar, welche Kostenentwicklung hier zusätzlich zu der 

teuren Modellform in Zukunft zu erwarten ist.  

                                            
9
 Quelle: Evaluierung von Pflegeheimen, GWS, BM Leitner Planung & Bauaufsicht GmbH 

10
 Quelle: Evaluierung von Pflegeheimen, GWS, BM Leitner Planung & Bauaufsicht GmbH 

11
 Quelle: Stadtrechnungshof, Prüfung des Normkostenmodelles, Juni 2009 

 ĂWohnen f¿r das ganze lebenñ Bundesministerium für Soziales und Konsumentenschutz; Oktober 2008 
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Pflegeheimausstattung in Österreich Ende 2009 

 

Derzeit gibt es in der Steiermark zB 208 Pflegeheime mit 10.500 Betten. Die Versorgung 

mit Pflegeplätzen ist derzeit weitgehend und flächendeckend erfüllt. Handlungsbedarf 

zeichnet sich im Raum Graz mit weiteren 300 Pflegeplätzen ab. Von den Alterskrankheiten 

zeichnet sich die Altersdemenz als stark zunehmend ab. Herkömmliche Pflegeheime sind 

nur bedingt für eine fachspezifische Pflege geeignet. Hier wird seit langem aus dem 

Pflegesektor der Bedarf an speziellen Demenzstationen aufgezeigt. 

Weiters gibt es in der Steiermark 23 Anlagen des ĂBetreuten Wohnensñ mit 300 Betten. 

Weitere 60 Anlagen f¿r ĂBetreutes Wohnenñ werden derzeit in der Steiermark benötigt und 

sind auch vorgesehen.  

 

ENTWICKLUNG DER ZAHL DER PFLEGEGELDBEZIEHER IN DER STEIERMARK
12 

Pflegestufe 2008 2007 2006 2005 2004 2003 2002 2001 

1 12.056 12.058 11.767 11.187 10.745 9.897 9.230 8.356 

2 19.828 19.621 18.949 17.997 17.861 17.408 17.291 16.966 

3 9.565 9.477 9.161 8.647 8.568 8.433 8.242 7.710 

4 9.016 8.974 8.723 8.247 8.375 8.153 7.839 7.368 

5 4.871 4.879 4.471 4.315 4.377 4.163 3.867 3.592 

6 2.118 2.176 2.029 1.875 1.764 1.467 1.419 1.250 

7 1.114 1.112 1.077 919 952 858 817 695 

Unbekannt - 8 - - - - - - 

Gesamt 58.568 58.305 56.177 53.187 52.642 50.379 48.705 45.937 

         

 

                                            
12

 Quelle: FA 11a Land Steiermark, Juni 2009 
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Pflegebetten in steirischen Bezirken - Stand 12/2008
13

 

 

Bezirk  Bettenzahl 
 Einwohnerzahl 

(75 +)  
 Betten/1.000 EW 

(75 +)  

Graz   1.772   20.670   86  

Bruck/Mur   640   6.469   99  

Deutschlandsberg   592   5.032   118  

Feldbach   580   5.861   99  

Fürstenfeld   231   2.039   113  

Graz-Umgebung   1.388   10.202   134  

Hartberg   485   5.311   91  

Judenburg   531   4.696   113  

Knittelfeld   395   2.831   140  

Leibnitz   591   5.701   104  

Leoben   731   7.494   98  

Liezen   690   7.434   86  

Mürzzuschlag   642   4.683   121  

Murau   441   2.858   154  

Radkersburg   295   2.213   133  

Voitsberg   567   4.986   114  

Weiz   630   7.250   80  

Steiermark   11.201   105.730  111  

 

Das Eintrittsalter verschiebt sich derzeit von ursprünglich ca. 80 Jahre auf jetzt ca. 85 

Jahre. Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer im Pflegeheim beträgt ca. 1,5 Jahre. 

 

 

 

 

Fazit: Das Pflegeheim ist die teuerste und auf breiter Basis 

unfinanzierbarste Wohnversorgung für alte Menschen. Jede 

Wohnform, die geeignet ist, den vorzeitigen Eintritt von alten 

Menschen in das Pflegeheim zu verhindern, ist entsprechend zu 

favorisieren und zu begünstigen. 

                                            
13

 Quelle: FA 11a Land Steiermark, Juni 2009 
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12. ĂBetreutes Wohnenñ 

 

Über das Modell des ĂBetreuten Wohnensñ wird eine mittelfristige Entlastung der 

Pflegeheime erfolgen. Mangels geeigneter Wohnversorgungsmöglichkeiten sind viele alte 

Menschen im Pflegeheim untergebracht worden. Nun werden entsprechende, teilweise 

betreute Wohnungen gefördert errichtet, entweder im Neubau oder auch in sanierten 

Bestandsgebäuden. Dabei werden an infrastrukturell günstigen Plätzen, also vorzüglich in 

Ortszentren und in der Sanierung, Wohnungen und Rahmenbedingungen geschaffen, 

welche das weitgehend selbstständige Wohnen der älteren Generation ermöglichen. Die 

Anforderungen für diese Wohnungen sind in der Steiermark: 

 

- Bewohner müssen über 59 Jahre alt sein 

- max. 16 Bewohner werden auf max. 800 m² NNF pro Projekt gefördert 

- Wohnungen 40-70 m² für 1-2 Personen, barrierefrei ausgestattet 

- Balkon, Terrasse, é 

- Gemeinsamer allgemeiner wohnlicher Aufenthaltsbereich, 

- 40 Std./Woche 1 Person für Betreuung, Unterstützung, Koordination von 

Hilfeleistungen, ... 

- Landesförderungen für die Errichtung der Wohnanlagen sowie für die Wohnkosten  

 

Im Vergleich zum Pflegeheim ist die Errichtung der betreuten Wohnanlagen zwar sogar 

pro Kopf teurer, da beim ĂBetreuten Wohnenñ ganze Wohnungen errichtet werden, beim 

Pflegeheim aber Ănurñ Zimmer, jedoch sind die laufenden Personalkosten beim ĂBetreuten 

Wohnenñ ungleich niedriger. Dadurch kann im Wohnbau für den demografisch zu 

erwartenden Bedarf an altengerechten Wohnungen in sinnvoller Weise mit diesem Modell 

gut und g¿nstig Ăvorgebautñ werden. In der Steiermark besteht derzeit vor allem in der 

Obersteiermark sowie im Grazer Raum ein Fehlbedarf von 60 Anlagen. 

Die Errichtungskosten einschließlich erforderlicher Einrichtung werden mit ú 1550,-/m² 

Nutzfläche netto herangezogen.  

 

Fazit:  Das ĂBetreute Wohnenñ stellt eine wesentlich günstigere 

Wohnraumschaffung für ältere Menschen dar, als das 

Pflegeheim. Mit diesen Anlagen können viele vorgenannte Ziele 

in der Sanierung (Ortserneuerung, Zentralisierung von 

Infrastruktur, Ortsbild-gestaltung, thermische Sanierung des 

Gebäudebestandes, ...) umgesetzt werden. 
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13. Seniorenwohngemeinschaft 

 

Noch kaum genutzt wird die Wohnform der Senioren ï Wohngemeinschaft (WG). Dies 

dürfte darin begründet sein, dass die heutige Generation der alten Menschen eher 

selbständig zu leben versucht oder sich wo möglich an der Wohnform der jüngeren 

Generation anlehnt. Solange man noch in der Partnerschaft gehalten ist, ist der Bedarf an 

einer Wohngemeinschaft nicht gegeben. Wenn der Partner verstirbt, verbleibt der alte 

Mensch allein oder angebunden an die Familie, eine Wohnform, die mit der Lebensweise 

und den Umständen der jüngeren Generation immer schwieriger zu vereinbaren wird.  

In Zukunft werden verstärkt Menschen altern, welche die Vorzüge einer WG in der 

Studentenzeit, in Lehrlingsheimen usw. bereits einmal erfahren haben. Auch für ins Alter 

kommende Singles kann die Senioren - WG eine gute Wohnalternative werden. Eine 

barrierefreie Ausstattung und die Ergänzung mit Dienstleistungen der mobilen Dienste 

können möglicherweise den Weg in das Altersheim überhaupt ersetzen. Kostenmäßig ist 

diese Variante sogar noch günstiger als eine Anlage des ĂBetreuten Wohnensñ, da ein 

geringerer Flächenbedarf pro Person gegeben ist sowie die Personalkosten 

(ausgenommen mobile Dienste) gänzlich entfallen. Die Kosten können hier mit etwa 50 % 

der Errichtungskosten des ĂBetreuten Wohnensñ angenommen werden. 

 

 

 

Wenn eine Familie eine Wohnung oder ein Haus bewohnt, wachsen die Kinder heran und 

früher oder später verlassen sie die Wohnung. Wenn in weiterer Folge auch noch der 

Lebenspartner verstirbt, verbleibt ein Mensch umgeben von viel leerstehendem 


